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Katkwaldwivtschatt
im kleinen Sdenwald

91adi Akten des Generallandesarchivs in Karlsruhe
Von Wilhelm Bartmann , Heidelberg

" eit dem 1 . April 1924 sind die ehemals dem Verlval-
tungsbezirk Eberbach zugehörenden Gemeinden des Klei-
nen Odenwaldes: Schönbxunn init 1795,92 Hektar, Haag
mit -675,03 Hektar, und Moosbrunn mit 285 .12 Hektar
Geinarkungsfläche dem Amtsbezirk Heidelberg angeglie-
dert. Bei einer durchschnittlichen Höhenlage von 400 Me¬
ter auf einer flach nach Osten geneigten, welligen Bunt -
sandsteinhochfläche . die vereinzelt mit kleinen Lößinseln
überlagert ist, sind die Wirtschaftsbedingnngen für die
dort ansässige Bevölkerung in früheren Jahren keine
leichten gewesen. Die Ortsgründuugcn sind Verhältnis- ,
mäßig -spät anzufetzen und waren nicht wie im nördlichen
kristallinen Teil des Odenwaldes das Ergebnis eines .
kirchlichen oder klösterlichen Kolonisationswerkes, sondern
erfolgten : in Auswirkung der Rodungstätigkeit umwoh¬
nender Brrrg- und Schloßherren, die für ihre Hörigen, -
Eigenleute und Fronverpflichteten Grrrnd und Boden
in den abgelegenen Waldbezirken zur Benutzung in Erb¬
pacht verliehen oder in freies Eigentum gaben .

In Moosbrunn war nach der dort im Rathause bei den
Grundbuchakten vorhandenen Renovation vom Jahre
1567 der älteste Grundherr ein Ritter derer von Hirsch¬
horn ; Schönbrunn , das erstmals 1262 erwähnt wird , ge¬
hörte zum Hause Minneberg , und Haag war dem Schlosse *
Schwarzach „hörig"

. Die unsprünglichen Feldmarken
waren anfangs recht klein und sind erst nach und nach
durch Rodungen erweitert worden. Schönbrunn ist nach
der angeführten urkundlichen Erwähnung aus einem
Landgute (praeäium ) des Gaugrafen von Dilsberg , aus
dem bekannten Geschlechte derer von Laufen (Düren )
hervorgegangen und unter den drei Orten wohl der
älteste und heute noch größte,

Tie die Landwirtschaft ergänzende und unterstützende
Tierhaltung in größerem Umfange

'
ipfcr dadurch möglich ,

daß den Gemeinden bis in entlegene Waldgebiete dgs '
Weiderecht gestattet war , das sie sich in Rechtsbriefen uv-
kundlich sichern ließen. So Hütten die drei Gemeinden
das Weiderecht im Stüber Centallmendwald ; Schön-
brunn bestand aus seinem Viehtrieb nach den über eine
Stunde entfernten Neckarwiesen bei Hirschhorn und sah
sich in Ausübung dieses Rechtes oft durch Hirschhorn be¬
hindert . Der Gemeinde Haag stand das Weiderecht iw
einem dem Kloster Lobenfeld gehörenden Waldgebiet zu
und wurde nach Aufhebung des Rechtes (1808) durch die
Schaffnerei Lobenfeld durch Zuteilung eines Waldstückes
von 43 Morgen Flächeninhalt, in der Nähe der Geiüar -
kung gelegen , entschädigt .

Infolge der geringen Ausdehnung der Feldmarken
reichte der vorhandene Boden für den Anbau der Brot -,
frucht nicht aus ; die Gemeinden waren gezwungen, grö-
ßere Flächen Waldes durch Hackwaldbau zur Brotgewin¬
nung heranzuziehen. Die heute vielfach mit Kiefern,
Tannen und gemischtem Laubwald bestandenen Wald¬
flächen waren früher mit Stockeichen bestanden und wur¬
den alljährlich nach einem bestimmten Verteilungsplan
zum Zwecke der Lohrindengewinnung abgetrieben . Die
so entstandenen Kahlschläge wurden im Laufe des Som¬
mers durch Brennen . Hacken, Roden für einen zwei¬
maligen Fruchtbau vorbereitet. Im ersten Jahr wurde
der Boden mit Heidekorn bestellt , auf das im zweiten
Jahr eine Aussaat von Winterkorn erfolgte, wofür an
die Forstkammer eine Steuer , die sogenannte „Landacht"
zu entrichten war . Sie betrug von dem Heidekorn drei
Simmern und von der Roggenernte zwei Simmern pro
Morgen. ^

Im Laufe der Jahre stellten sich allerhand unliebsame
Ausartungen des Hackwakdbetriebes ein. Die Vorschrift, !
daß der Wald zur Weide , erst freigegeben werden sollte ,
wenn das Holz dem Maule des ' Tieres entwachsen — das
geschah erst vom 8. Jahre ab — wurde nicht immer ern-
gehalten . Bei unachtsamem Überlandbrennen , das nicht
mehr nach dem 20. Juni stattfinden sollte, würden oft
die jungen Stockaustriebe durch Brand zerstört, dazu
kamen in strengen Wintern noch Frostschäden . Infolge¬
dessen, und weil keine Einsaat von Eicheln erfolgte, ent¬
standen in den Schlägen große Lücken, wurden öde.

So ist es nicht verwunderlich, daß im Jahre 1790 im
Pfälzer Odenwald von 7200 Morgen Hackwald 1800 Mor¬
gen Ödland bestanden . Auch ein Brennholzmangel drohte
einzutreten. Die Regierung glaubte Wahrnehmungen
gemacht zu haben, daß der Hackwaldbetrieb „die Unter¬
tanen faul und träge mache" und jeglicher Unterneh¬
mungslust hemmend im Wege stehe. Der in Aussicht
stehenden neuen Forstordnung , die im Jahre 1789 er¬
schien und starke Einschränkungen des Hackwaldbetriebes
brachte, suchten die Gemeinden zu begegnen durch äußerst
klagvoll gehaltene Bittgesuche .

In einem Gesuch vom 26 . März 1788 der Gemeinde
Haag, worin sie die hochlöbliche Hof Cammer um einen
Distrikt Hackwald im Epfenbrrg bittet , heißt eS unter an¬
derem :

„Wir sind Ja lauter arme Brod bedürftige und
Eigenthumliche unter thanen wie die Armen zu Mücken¬
loch . Wimmersbach, Schönbrunn und Moßbrunn Unsers
gnedigsten Churfürsten und Landes Vaters ; wir hoffen
und flehen daher, daß wir mit gnädigster Hülfe unser
Noth dürftiges Brod vor unsere Armen weiber und nach
Brod schreyenden Kinder durch erhaltung eines stück Hack-
Waldes und durch den Allmächtigen seegen Gottes unser
Brod bauen und erhalten.

Wenn wir Brod haben , so können wir alle Zeit alle
frohnten , schatzung , Chaussee lasten und sonstige Auflagen
als getreue Unterthanen Ertragen und Prestiren .

"

Das Gesuch wurde einstweilen abschlägig verbeschieden,bis eine neue Vermessung ergeben , ob die Zuteilung
neuer Schläge erfolgen könne.

In einem Bittgesuche vom 27 . April 1790 lesen wir :
„Die Gemeinde ist bis vor wenig Jahren in dem ununter¬

brochenen Besitz von Hackwaldungen gewesen, die mit
Heidekorn besät waren. Auch Weide und Viehtrift hat
die Gemeinde von jeher gehabt . Beides ist ihr bei der
vor einigen Jahren errichteten neuen Waldordnung zu
ihrem äußersten Leidwesen genommen worden.

Sie hat einge hundert Malter Heidekorn verloren, ein
Verlust, der schon in guten Jahren drückend war . Nun
ist auch noch Frucht- und Futterklewme, somit sehr teure
Jahre , hinzugekommen .

- Bei dem in diesem Jahre (1790) erfolgten Bau des
«eurn Schlosses oder Kellerey zu Neckarschwarzach war
die Gemeinde Haag allein verpflichtet , das schwere und
mannigfältige Bauholz allein herbeizuführen. Die Ge¬
meind muß daher täglich auf der Fröhnd liegen und da¬
her ihren wenigen Feldbau und eigene Arbeit fast gänz¬
lich hintansetzen . Das Fuhrwesen werde durch Schwehre
der Lasten und böse Weege fast täglich zertrümmert und
zu Grund gerichtet .

"

Den einzigen Ausweg sieht sie in der herkömmlichen
Anweisung von Hackwaldungen im Distrikt Epfenbrrg
oder im Sandeisberg , Neunkirchner Forstes, oder am
Haager Ried unten am Röder Wald.

Auch die Gemeinden Schönbrunn und Moosbrunn rich¬
ten aus Mannheim unter dem 2 . Oktober 1789 ein Schrei¬
ben an die Regierung , daß ihr die ursprünglich bewillig¬
ten 40 Morgen , die auf 32 herabgesetzt wurden, wieder
zugestanden werden. Nach der Eingabe zählten die bei¬
den Dörfer dermalen 90 Familien . Es befänden sich
darunter kaum 10, die ihr benötigtes Brot für das ganze
Jahr hauen könnten. Alle übrigen müßten es kaufen
oder betteln, es seien wirklich schon mehrere Familien
wegen Mangel an Hackwaldung ins Churmainzische aus -
gewandert . (Was sich als starke Übertreibung oder viel-
mehr als ein „Advokatenscherz" herausstellt.)

Der Forstkommissär Kling hat die Verhältnisse der
Gemeinden untersucht und gibt in der Sitzung der ober¬
sten Forstbehörde vom 15. April 1790 ein sorgfältig aus¬
gearbeitetes Gutachten ab.

„In der Waldbeschreibung pag 68 sind im Neunkirche -
ner Forst , Neckargemünder Theils 1041 Morgen, 3 Vier-
thel 39 Ruthen zu Hackwald beibehalten und solche zu
einer 25jährigen Einteilung gewidmet worden, folglich
können alljährlich abgegeben werden 41 % Morgen . Da
in dem angrenzenden Allemühl ebenfalls arme Bürger
wohnen, so hat man solchen einige Morgen zugeteilet,
wodurch denn Schönbrunn und Moßbrunn etwas weni-
ger erhielt . Die Gemeinde Schönbrunn bestand aus
45 Bürgern in der Ehe , 15 Beisassen und Witwen, also
in allem aus 60 Familien . An eigentümlichen Gütern ,
als Äckern, Wiesen , Gärten besitzet diese Gemeinde 607 (4
Morgen , dann an guten Waldungen 180 Morgen, Kir-
chen- Waldunge» 64 Morgen, Gemeinde -Waldungen 65
Morgen . Die Gemeinde Moosbrunn bestehet aus - 28 Bür¬
gern und 3 Witwen. Ihre Gemarkung bestehet aus 274
Morgen , 2 VE . 21 Ruthen, nebst 35 Morgen Privat ,
31 Morgen Gemeine Waldungen. Vergleiche man die
Morgenzahl der Feldungen mit der Bürgerzahl, so er¬
gebe sich , daß auf jeden Bürger ungefähr 10 Morgen fal-
len . Es gäbe noch viele Gemeinden in der Pfalz , in
denen nicht auf jeden Bürger 15 Morgen ftelen ; was
solchen in der Menge fehlt suchten sie durch größeren
Fleiß zu ersetzen. Die Morgenzahl der Hackwaldungen
müsse doppelt gerechnet werden, , Weil sie ^ur zweijährigen
Benützung, nämlich ein . Jahr Kr Heidenkorn und das
andere Kr Korn (Roggen) gegeben werden, folglich ge¬
nössen die Gemeinden von gnädiger Herrschaft alljährlich
83 Morgen , welches bei hinlänglichem Fleiß einschließlich
der eigentümlichen Güter Kr . diese Waldorte hinlänglich
sein mögte.

Es läge im Interesse des Staates , die Hackwaldungen
nicht zu vermehren, da das Hotz im Preis steige und ein«
große Nachfrage vorhanden sei . Plentersbach, das durch
die vorjährige Überschwemmung (1789) sehr gelftten, sei
bei der Zuweisung besonders zu berücksichtigen."

Kling stellt auf Grund seiner, Untersuchungen folgende
Anträge : In Rücksicht der abzügebenden Hackwaldungcn
Kr den Neunkirchener Forst seien jene Grundsätze geltend

zu machen, welche für den Eberbacher Forst angenom -
men sind.

Alle vermöglichen Bürger , und zwar jene, welche soviel
Ackerland besitzen , dnß sie einen Pflug führen, sind von
den Hackwaldungen anszuschließen , solche nur jenen zu¬
zuteilen, welche weniges Feld besitzen, - sich im Taglohn
ernähren und besonders zu den herrschaftlichen Geschäf¬
ten sich gebrauchen lassen.

Es ist anziehend, die Verhältnisse der Gemeinden aus
jener Zeit mit den heutigen zu vergleichen . Dank fort¬
schreitender verbesserter Bodenbearbeitung, rationeller
Düngemethoden , erprobter Saatgutverwendung haben
die wirtschaftlichen Verhältnisse der genannten Gemein¬
den einen erheblichen Aufsöhvung genommen und kön¬
nen bei dem neuzeitlichen Stand der Wirtschaftsweise noch
weitere Steigerung erfahren.

Die Savbe im Stadtbild
In einer Sitzung des Gesamtausschusies der Ortsgruppe

Bruchsal der Badische Heimat wurde auch eine Entschließung
gefaßt bezüglich der Presseangriffe gegen die staatliche Bau-
Verwaltung bzw . Ministerialrat vr . Hirsch. In der längeren
Entschließung heißt es u . a . : „1 . Die Ortsgruppe Bruchsaldes Vereins Badische Heimat lehnt in Übereinstimmung mit
dem Stadtrat und dem Berkehrsverein Bruchsal die in dem
Artikel „Farbenorgien der badischen Kunstdiktatur" (Frank¬
furter Zeitung 1980 Nr . 888) enthaltene Kritik auf die staat-
jiche Bauverwaltung in Baden , soweit sie sich auf das Bruch -
faler Schloß bezieht, als unzutreffend und unsachlich nachdrück-
jichst ab. Es ist der Tätigkeit der badischen Bauverwaltung
zu danken, daß das Bruchsaler Schloß in seinem ursprüng¬
lichen Farbengewande wieder erstanden ist. 2. Die Ortsgruppe
Bruchsal bedauert lebhaft, daß die Leitung des Vereins Ba¬
dische Heimat sich der Eingabe an die badische Staatsregie¬
rung , „gegen die farbige Mißhandlung badischer Kunstdenk «
mäler durch Organe der staatlichen Denkmalpflege" angeschlos,
sen hat , ohne die beteiligten Ortsgruppen gehört zu haben.

"

ilm den Rheinfall bei Stbafshause«
Der „Schweizerische Heimatschutz " nimmt sich erneut des

Rheinfalles bei Schaffhausen an und bedauert, daß durch den
geplanten Bau des rechtsrheinischen. Wasserwerkes der Stadt
Schaffhausen die letzten Stromschnellen dör Strecke Boden¬
see—Basel (abgesehen im Rheinfall selbst) verschwinden , glaubtaber , daß . man dieses Opfer im Interesse der Erhaltung grö¬
ßerer Werte , so des Rheinfalles , werde bringen müssen . Die
Uferlandschaften oberhalb der Stadt sollen keine merklichen
Veränderungen erfahren . In bezug auf das Mühlequartier ,das : nach dem bestehenden Projekt hinter einer 5 Meter hohen
Staumauer verschwinden müßte , befürwortet der „Schwei¬
zerische Heimatschutz", durch Niveauerhöhung eine rationell»
Sanierung des Quartiers durchzüführen, wobei neue land¬
schaftliche und städtebauliche Schönheitswerte gefchaffen wer¬
den könnten.

Ltterravikcke Jtetteeftfteimtttdett
Das Badische Gebäudesondersteuergesetz ist in den letzten

Jahren wiederholt geändert und vielfach ergänzt worden , so
daß es schwierig war . unter den zahlreichen Bestimmungen die
jeweils in Frage kommende festzustellen . Alle interessierten
Kreise, namentlich die Stadt - und Gemeindeverwaltungen,
Hausbesitzer, Steuersachverständigen usw . werden es daher
sehr begrüßen , daß im Verlag I . Bensheimer, Mannheim,joeben die lange erwartete Textausgabe dieses Gesetzes er¬
schienen ist , herausgegeben von Dn R . Köhler , Oberfinanzratim Bad . Finanzministerium . Sie ist sehr reichhaltig , enthält
außer dem Gesetz selbst auch noch die Vollzugsverordnung, das
Rerchsgesetz über den Geldentwertungsausgteich und 8 Voll-
zugserlafse , darunter den allerneuesten vom 7 . Februar 1931 ,der die besonders wichtige Frage der Friedensmiete klärt und
neue Richtlinien für ihre Festsetzung gibt . Als die einzige
Ausgabe , die den heutigen Rechtszustandvollständig wiedergibt ,wird Köhler« Buch sich bald als unentbehrlich erweisen . Der
Preis beträgt 4 [HU .

Fsnanzausgleichgefrtz in der nach den Notverordnungen von
1930 geltenden Faflung nebst ergänzenden Bestimmungen,Erlaffen ufw ., mit Erläuterungen und Sachverzeichnis , vonvr . F . W. Koch, Reichsfinanzrat , Mitglied des Neichsfmanz -
hofs. VIII , 126 Seiten , kl. 8° . München 1981. C. H. Beck.Leinenband 3,50 J&H ,

Bürgerfteuer . Die Vorschriften der Notverordnungen von
1930 mit Durchführungsbestimmungen , sämtlichen Erlaffenund ergänzendem Anhang . Mit Verweisungen. Anmerkun¬
gen und Sachverzeichnis von vr F . W . Koch , Reichsfinanz¬rat , Mitglied , des Reichsfinanzhofs. IV , 88 Seiten , kl. 8°.
München 1931 . C . H . Beck . Leinenbynd 2,80 JM.

Diese beiden neuen Bände der Beckschen Sammlung „roter
Textausgaben " behandeln besonders wichtige Materien. Das
eine Bändchen bietet eine vollständige Ausgabe der jetzt gül¬
tigen Fassung des Finanzaüsgleichsgesetzes, . das
vielfache Änderungen erfahren hat, da es galt, nicht nur fürdas Verteilungsverfahren der hauptsächlichsten Überweisungs¬
steuern notwendige Neuerungen sachlicher und verfassungs¬
rechtlicher Art einzuführen , sondern gleichzeitig Rechte und
Lasten des Reichs, der Länder und Gemeinden auf allen Ge¬
bieten, einschließlich des Doppelsteuerverfahrens, nach Mög¬
lichkeit abzugrenzen und zu regeln. Eine vollständige Neu -
ausgabe des Gesetzes, wie ' sie hier vorliegt, -war danach drin¬
gend nötig geworden. Das andere Bändchen faßt den ganzen
verstreuten Stoff des neuen Rechtes der Bürgersteuer
zum erstxnmat -vollständig zusammen, und zwar in der Weife,
daß die Vorschriften der Notverordnungen aus den zugehöri¬
gen Vorschriften der Durchführungsbestimmungen und Erlaße
erläutert worden sind . Dabei ist auf die Scheidung der für
das Rechnungsjahr 1930 und für das Rechnungsjahr 1931 - gel¬
tenden Vorschriften besonderes Gewicht gelegt , außerdem die
Verkoppelung der Bürgerfteuer mit der Gemeinde -Bier»
(Getränke -) steuer und der Realsteuerfenkuvg berücksichtigt
worden.
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DteÄlendevungdes badischen
Neamtrngesetzes

Ist eine Drenststrafkamm« an der Ausübung ihrer Tätigkeitbehindert, so tann aus Antrag des zuständigen Ministeriumsder Dienststrafhof eine andere Dienststrafkammer für zuständigerklären.

ÄlrrS Grsetzgovnns rmd
Inwieweit ist eine richterliche Nachprüfung »es Besoldungdienstatrers möglich?IH .

Unter den Änderungen, die die Regierungsvorlage vorgesehenhat . und die vom Landtag in der Schlußberatung des Gesetz¬entwurfs am 18. Februar angenommen worden sind, seien ,soweit sie nicht schon früher behandelt sind , im nachstehendenals wefenttich nun sestgeqalten :
8 81 des Beamtengesetzes: Es erhielt folgende Faffung :Die Strafversetzung erfolgt entweder:
1 . durch Versetzung in ein anderes Amt derselben oder einergleichwertigen Laufbahn und von gleichem Dienstrange,ohrte Minderung des Diensteinkommens, oder2. durch Versetzung in ein anderes Amt derselben oder einer

gleichwertigen Laufbahn und von gleichem Dienstrangeunter gleichzeitiger Minderung des Dieusteinkommens umhöchstens ein Fünftel und auf längstens drei Jahre . Stattder Minderung des Diensteüikommens tann eine Geld¬strafe bis zum Doppelten des einmonatigen Dienstein.kommens verhängt werden, das dem Beamten zur Zeit derRechtskraft der Entscheidung zusteht.
Diese Neufassung trägt dem Umstand Rechnung, daß nachArtikel 129 Abs 2 der Reichsverfassung die Versetzung in einAmt von geringerem Dienstrang als unzulässig erklärt wordenist. Außerdem enthält sie eine Milderung des geltenden Rechts ,als sie nach , dem Vorbild des neuen württembergischen Beam¬tengesetzes die Kürzung des Diensteinkommens zeitlich be¬schränkt .

,
Beschwerde gegen Ordnungsstrafen ist innerhalb 2 Wochennach ihrer Bekanntgabe zulässig und innerhalb von zwei wei¬teren Wochen schriftlich zu begründen. Zur Entscheidung überdie Beschwerde ist zuständig:
1- wenn das Staatsministerium bestraft hat (§ 119 Ziffer 3s,der Dienststrafhof für richterliche Beamte in der aus § 119 Zif¬fer 1 sich ergebenden Zusammensetzung,2. wenn ein Minister , der Präsident des Landtags oder desRechnungshofes bestraft hat, das Staatsministerium ,8. wenn eine andere Behörde bestraft hat , die nächsthöherezuständige Behörde.
Die zur Entscheidung über die Beschwerde zuständige Stellekann die Ordnungsstrafe bestätigen, ermäßigen oder aufhebettoder kann die Einleitung eines förmlichen Dienststrafverfah¬rens veranlassen. Ein Rechtsmittel gegen die Entscheidung istnicht gegeben .
Die Entscheidung über das Straferkenntnis kann vom Mi¬nister oder dem nächsthöheren Dienstvorgefetzten beanstandetwerden, sie können die Ordnungsstrafe bestätigen, ermäßigen,erhöhen oder aufheben oder die Einleitung eines förmlichenDienststrafverfahrens veranlaßen .
Das Verfahren ist rechtskräftig abgeschlossen, wenn die Fri¬sten zur Einlegung der Beschwerde und zur Beanstandung vonAmts wegen unbenutzt abgelaufen sind ; dasselbe gilt , wenn basRechtsmittel zurückgenommen oder wenn auf seine Einlegungverzichtet wird. Die Zurücknahme eines Rechtsmittels, sowieder Verzicht auf die Einlegung können auch vor Beginn derFrist zu seiner Einlegung wirksam erfolgen.
Ist das Verfahren rechtskräftig abgeschlossen, so darf gegenden Beamten wegen derselben Handlung oder Unterlassungkein neues Verfahren eröffnet werden. Nur das Wiederauf¬nahmeverfahren ist zulässig.

Die Wiederaufnahme eines rechtskräftig abgeschlossenenOrdnungsstrafverfahrens ist auf Antrag des Bestraften in denFällen des 8 359 der Strafprozeßorduung möglich, auch das
Vorgesetzte Ministerium kann die Wiederaufnahme in den Fäl¬len des 8 362 der Strafprozeßordnung anordnen . Soll dabeider Antrag auf die Behauptung einer strafbaren Handlunggestützt werden, so ist er nur zulässig , wenn wegen dieser Hand¬lung eine rechtskräftige Verurteilung ergangen ist oder wennein Strafverfahren aus andern Gründen als wegen Mangelsan Beweis nicht eingeleitet oder durchgeführt werden kann.Der Bestrafte har die Wiederaufnahme schriftlich bei derBehörde zu beantragen , deren Erkenntnis er anfechten will ; ermuß die Tatsachen oder Beweismittel bezeichnen , die er bei-
bringen will.

Uber die Zulassung des Antrags auf Wiederaufnahme eines
Orünungsstrafverfafwens entscheidet die Behörde , deren Ent¬
scheidung rechtskräftig geworden ist. Wird der . Antrag abge¬lehnt, so steht dem Bestraften das Recht der Beschwerde ebensozu, wie wenn die entscheidende Behörde die Strafe von neuem
festgesetzt hätte . Wird das Verfahren wieder ausgenommen, soist nach 8 87 -zu verfahren .

Die 88 88 und 89 des Beamtengefetzes erhalten folgendeFassung:
«8 «8

Zuständigkeit im allgemeinen
Zur Verhängung der Strafversetzung und Dienstentlassungfind nur die Dlenststrafgerichte zuständig, und. zwar1. im ersten Rechtszug die Dienststrafkammern,2. im zweiten Rechtszug der Dienststrafhof. .Die Dieüststrafgerichte sind unabhängig und nur dem Ge¬

setze unterworfen .
8 89 x

Bezirk » Und Sitze der Dienststrafgerichte
In Konstanz, Freiburg , Karlsruhe und Mannheim wird jeeine Dienststraskammer gebildet. Die Bezirke der Dienststras-kammern werden durch Verordnung des Staatsministeriumsbestimmt. <
Zuständig im einzelnen Fall ist die Dienststrafkammer, , inderen Bezirk der Angefchnldigte zur Zeit der Einleitung des

förmlichen Dienststrafverfahrens seinen dienstlichen Wohnsitzhat , und wenn ftch dieser Wohnsitz außerhalb Badens befindet»die Dienststrafkammer in Karlsruhe .
Für Beamte im einstweiligen Ruhestand, die nicht im Lan¬

desdienst wieder beschäftigt find , und für Beamte im endgül¬tigen Ruhestand, rippet sich die Zuständigkeit der Dienststraf-kammer statt «ach dem dienstlichen Wohnsitz nach dem tatfäch-
lichan Wohnsitz.

Streitigsten üb« , die Zuständigkeit verschiedener Dienst -
ftrafkammern werden vom Dienststrafhof entschiede».

Der Dienststrafhof hat seinen Sitz in Karlsruhe .über die Zusammensetzung der Dienststrafgerichte ist fol¬gendes bestimmt:
Jede Dienststraskammer besteht aus sieben Mitglieder,! mitEinschluß des Vorsitzenden .
Der Vorsitzende , sein Stellvertreter und zwei weitere Mit¬glieder müssen ein Richteramt bekleiden . Die übrigen Mitglie¬der werden aus der Zahl der nichtrichterlichen Beamten desLandes entnommen. Für die Mitglieder find die erforderlichenStellvertreter zu ernennen Das Staatsministerium ernenntdie Mitglieder einschließlich des Vorsitzenden und der Stellver¬treter auf die Dauer von drei Jahren .
Die Dienststrafkammer entscheidet in der mündlichen Ver¬handlung in einer Besetzung von fünf, . außerhalb derselben

( im Beschlußverfahren) in einer solchen von drei Mitgliedern ,zedesmal mst Einschluß des Borfitzenden. Der Vorsitzende undein Beisitzer müssen zu den richterlichen Mitgliedern gehören.Von den weiteren Mitgliedern muß in der mündlichen Ver¬handlung je eines Beamten des höheren, mittleren und unterenDienstes fein.
Zu jeder dem Beschuldigten nachteiligen Entscheidung, welchedie Schuldfrage oder die Bemessung der Strafe betrifft , isteine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erforderlich.Im übrigen finden die Vorschriften der 88 196, 197 und 198des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechende Anwendung.Der Dienststrafhof besteht aus neun Mitgliedern mit Ein¬schluß des Vorsitzenden .
Der Vorsitzende , sein Stellvertreter und drei andere Wt -glieber müssen ein Richteramr bekleiden . Die übrigen Mitglie¬der werden aus der Zahl der nichtrichterlichen Beamten desLandes entnommen. Für di« Mitglieder find die erforderlichenStellvertreter zu ernennen . Das Staatsministerium ernennt dieMitglieder einschließlich , des Vorsitzenden und der Stellvertre¬ter auf die Dauer von drei Jahren .
Der Dienststrafhof entscheidet in der mündlichenVerhandlungin einer Besetzung von fünf, außerhalb derselben (im Beschluß¬verfahren ) in einer Besetzung von drei Mitgliedern , jeweilsmit Einschluß des Vorsitzenden .
In der mündlich «! Verhandlung müffen der Vorsitzende und

zwei Beifitz« , außerhalb derselben ( im Beschlußverfahren) der
Vorsitzende und ein ^Beisitzer zu den richterliches Mitgliederngehören .

Von den nichtrichterlichen Mitgliedern soll eines möglichst derLaufbahn de? Angeklagten od« ein« verwandten Laufbahnangehören.
Neben den allgemeinen Bestimmungen der Strafprozetzord-nung gilt über Ausschließung und Ablehnung von Gerichtsper.sonen d« Dienststrafgerichtr im besonderen:
1. auch Dienstvorgefetzte, die gegenüber dem BeschuldigtenStrafbefugnis haben, und Untergebene, denen gegenüberder . Beschuldigt ? , als D« nstvorgesetzter Strafbefugnis hat,sipd . kraft Gesetzes , ausgeschlossen ;
L Beamte,- die in einem dienstlichen über » «der Unterord-

nungsverhältnis zu dem Beschuldigten stehen und he: der¬
selben Dienststelle beschäftigt find , können von ihm ohnenähere Begründung abgelehnt werden;

3. die Ablehnung ist bei der Dienststrafkammer nur bis zumBeginn des Vortrags der Anklageschrift , beim Dienststraf¬
hof nur bis zum Beginn des Vortrags über die Ergebnisse, der bisherigen Verhandlungen zulässig;

4. über dick Ablehnung einer Gerichtsperson einer Dienst¬strafkammer entscheidet der Vorsitzende , und wenn dieser
äbgelehnt wird, sein Stellvertreter . Werden beide abgelehntoder wird eine Gerichtsperfon des Dienftstrafhofs abge¬lehnt , so entscheidet der Dienststrafhof im Befchlutzverfah -
ren . Die Entscheidungen sind in allen Fällen endgültig.Der Dienststrafhof bestimmt nötigenfalls eine andere
Dienststraskammer. (Schluß folgt.)

Beh- vderrmrsestellte
tut* VetriebSirStesesetz

Eine Entschließung des Zeuiralverbands der Angestellten
Auf einer Landeskonferenz des Zentralverbands der Ange¬stellten wurde zur Frage der Sonderreglung der Behördenan¬

gestellten hinsichtlich des Beirrebsrätsgesetzes eine Entschlie¬
ßung angenommen, darin heißt es :

„Nach den Bestimmungen deS badischen Staatsministeriums
vom 27. Januar 1920 und 1 . April 1920 in Verbindung mitder Verordnung des Staatsminifteriums vom 9. Juni 1921
in der Fassung der Verordnung vom 31. Oktober 1933, wird
sämtlichen Angestellten:bei den Staatsbehörden die Eigenschaftals Arbeitnehmer im isinne des Betriebsrätegesetzes genom¬men. Die Angestellten werden den Dienststellenausschüssenun¬
terstellt und verlieren damit das Recht , die so wichtigen und
wertvollen Bestimmungen des Betriebstätegefetzes für sich in
Anspruch zu nehmen. Das Einspruchsrecht bei Kündigungen,die Überwachung der Durchführung des Tarifvertrages für die
badischen Staatsangestellten und vieles andere mehr ist damit
praktisch nicht durchführbar."

Gegen die Sonderregelung wird in der Entschließung Ein -
spruch erhoben und gesagt : Wenn die Landeskonferenz der rm
Zxntralverband der Angestellten organisierten Behördenange¬
stellten Badens diese Forderung « hebt, so in dem Bewußtsein,daß Mit ihrer Erfüllung nur die selbstverständliche Gleichstel¬
lung d« badischen Staatsangestellten mit den ührigen Ange¬
stellten de« Reiches und d« anderen Länder hinsichtlich der
Anwendung des Betriebsrätegesetzes erfolgt.

Aushändigung der Postsendungen än die Angehörigen der
Reichsmehr

Nach einer Anordnung des Chefs der Heeresleitung vom7. Februar 1931 — Wehr A. In 7 — wird von einem nochnäher zu bestimmenden Zeitpunkt ab mit der langjährigen Ge¬
pflogenheit der Abholung der für die Reichswehr bestimmten
Postsachen von den Postämtern gebrochen . Danach w« den künf.
ctg alle Postsendungen für die Reichswehr und ihre Angehö¬rigen durch die Post den Reichswehrdienststeven zugestellt wer-den . Das Abholen der Postsendungen für Angehörige bei
Reichswehr fällt in Zukunft grundsätzlich Weg .

Der Kläger war zur Zeit des Inkrafttretens des Preußisch^ ■Besoldungsgesetzes vom 17 . Dezember 1927 Regierungsô ;fekretär mit dem Tirel Präsidialoberinfpektor bei »er 1rung in Trier . Er bezog als solcher das Höchstgehalt der iA IX der bis zum 80. September 1927 gertenden Besoldungocbnung unter Zugrundelegung eines Besoldungsdienstalt̂vom 1 . April 1907. Am 28. März 1928 wurde ihm eine inin dem Stellenplan vorge,ehenen neuen Amtmannsstellen dgneuen Gruppe A Sb rückwirkend vom 1 . Oktober 1927 ah ^liehen. Dabei wurde sein Besoldungsdienstalter anderweit oiii :den 1 . Oktober 1921 festgesetzt. Nach Ansicht des Kläger« miber - 'streiten diese Festsetzung und die ihr entsprechende Berechn»»» • '■seines Gehaltes dem Gesetz, nämlich dem 8 81 des Preußische
" \

Besoldungsgesetzes in Verbindung mit der überleltungsbestĵ , !mung zu Besoldungsgruppe A 3 b und dem erwähnten Siel ,i lenplan . Er meint, auf Grund des Gesetzes stehe ihm einj Rechtsanspruchauf Auszah.ung der Bezüge der Gruppe A 3 bnach Maßgabe eines Dienstalters vom 1 . Oktober 1911 zu . Klä. *ger hat deshalb gegen den Prenß Staat Klage auf Nach- undFortzahlung der Unterschiedsbeträge erhoben, sowie aus Fest¬stellung , bei seiner künftigen Pensionierung von den Bezüge«der Gruppe A 3b nach einem Besoldungsdienstalter vom 1. Ok¬tober 1911 auszugehen. Die Klage ist in allen Instanzen -. Landgericht Tri « , Oberlandesgericht Köln und Reichsgericht -- abgewiesen worden. Dennoch interessieren aus den reichsgc-
. richtlichen Entscheidungsgründen die folgenden Ausführungen:Das Oberlandesgericht nimmt in erster Reihe an , daß 8 4 Abs. zdes Preußischen Besoldungsgesetzes vom 17. Dezember IM -dem Klagebegehren ohne Rücksicht auf seine Begründungschlechthin entgegenstehe . Das kann als richtig nicht anerkanntwerden. Nach 8 4 Abs. 2 a . a . O . sind nur die Entscheidungender Verwaltungsbehörden hinsichtlich des Besoldnngsdiensta !-ters der Beamten für die Beurteilung ihrer im Klagewege ver¬folgten verrnögensrechtlichen Ansprüche maßgebend. Für feineAnwendung ist daher kein Raum , wenn und soweit das Gesetzselbst das Besoldungsdienstalter der Beamten festsetzt. Und dassoll nach der Behauptung des Klägers in bezug auf ihn ge¬schehen sein . Diese Auffassung ist jedoch irrig . Zwar regelt sichgemäß 8 81 des Preußischen BesGes . das Besoldungsdienstalterder zur Zeit seines Inkrafttretens , d. h. am 1 . Oktober 197,im Amt befindlichen planmäßigen Beamten nach den den ein¬zelnen Besoldungsgruppen beigefügten Überleitungsbestimmun-gen. Nun reiht aber das Gesetz die Präsidialoberinsepktoren inGruppe 4 b ein . Das Gesetz gab dem Kläger also nur Anspruchauf Berechnung seines Besoldungsdienstalters nach Maßgabeder Überleitungsbestimmuno zu Gruppe 4 b und nicht nach derGruppe 3 b. Wurde dem Kläger nachträglich, d . h. längere Zeit :
nach dem Inkrafttreten des Besoldungsgesetzes, nämlich im
März 1928, wenn auch mit Rückwirkung vom 1 . Oktober 1927an , eine der Gruppe 3 b zugehörige Amtmannstelle verliehe »,so waren die Verwaltungsbehörden' bei diesem nur im Wegeder Beförderung möglichen Übertritt des Klägers von seinerbisherigen Besoldungsgrupe 4 b in die mit höherem Grundge¬halt ausgestattete Gruppe 8 b zur Neufestsetzung seines Besol¬dungsdienstalters — und nunmehr nach 8 4 Äbs . 2 BesGes . mitbindender Wirkung für die Gerichte — ohne weiteres befugt.An dies« Rechtslage vermag auch der sogenannte Stellenplan,

i
auf den der Kläger sich beruft , nichts zu ändern . Er ist erst
nach der Verkündung und dem Inkrafttreten des Preußischen ,
Besoldungsgesetzes , nämlich im Januar 1928 , aufgestellt und
Hai, da er in der Preußischen Gesetzessammlung nicht veröffent¬licht ist, nur e 'atsrechtliche Bedeutung, die im wesentlichen da¬rin besteht , daß er die Zahl der der Regierung in den einzel¬nen Gruppen zur Besetzung zur V« fügung stehenden planmä¬ßigen Stellen angibt . Der Stellenplan gewährte also dem Klä¬
ger keinen Rechtsanspruch , sondern nur eine öffentlich -recht¬
liche Anwartschaft auf Verleihung einer der in ihm für die
Präsidialoberinspektoren vorgesehenen Amtmanustellen. Er
konnte eine unmittelbare Überleitung des Klägers aus seinerftüberen Gruppe A TX in die neue Gruppe 31> schon um des¬willen nicht anordnen , weil eine solche Anordnung sich mit dem
Gesetz, d. h . mit der schon erwähnten Überleitungsbestimmungzu Gruppe 4 b in unlöslichen Widerspruch gesetzt hätte . Die
Überleitungsbestimmung der Gruppe 3 b würde dem Klägernur dann zustatten gekommen sein, wenn er zu denjenigenBeamten der alten Gruppe A TX gehört haben würde , die dal
Besoldungsgesetz selbst in die Gruppe 3 b eingestuft hätte. Dal
ist aber bezüglich des Klägers nicht geschehen, es hat ihn viel¬
mehr, wie gezeigt , in Gruppe 4 b eingereiht . Von einer Ver¬
kennung der rechtlichen Bedeutung des Stellenplans , welche die
Revision dem Berusungsrichter vorwirft , kann somit keine
Rede sein . Stand daher dem Kläger nach dem Gesetz kein Am
spruch daraus , zu, in der neuen Gruppe 3 b , in die er durch
einen Verwaltungsakt befördert wurde , nach einem Dienstalter
hom 1. Oktober 1911 besoldet zu werden, so ist der Klagean¬
spruch ohne weiteres unbegründet . (Urteil des Reichsaericm»

. vom 23. Dezember 1990 , - ^ 7 «y/go >, .
Wahl des Betriebsratsvorsitzenden eine öffentliche Angelegcabeit

Da d« Betriebsratsvorfitzeude des Betriebsrats der Eis.en-
bahnwerkstätten in G. sein Amt niedergelegt hatte , war Neu¬
wahl des 1 . Betriebsratsvvrsitzenden notwendig geworden, die
von dem bisherigen stellvertretenden Borfitzenden, dem Schloff̂Krrl M., geleitet wurde.- Das Ergebnis dieser ordnungsumW
vorgenommenen Wahl verfälschte M . dergestalt, daß er beim
Verlesen des Wahlergebnisses bekanntgab, er fct _

dtl § 1-
triebSratSvorfitzend« gewählt, da vi« Stimmen für ihn, r>n
Stimme für den ausgeschiedenen Vorsitzenden und zwei unv
schriebene Zettel abgegeben worden seien . Wie die Deinesratsmitgkied« jedoch alsbakd unter sich feststellten, lautete da»
Wahlergebnis tatsächlich -auf Stimmengleichheit bei. ern
Stimmenthaltung . Das Landgericht Glogau verurteilte
Schloff« M . wegen dies« Vorgänge gemäß 8 408 StrGB - S
60 M Geldstrafe. Das angerufene Reichsgericht bestätig -
Strafe , indem es in einem Urteil vom 18. Septemb « 49»
8 v 848/29 - folgendes ausführte: Zur Entscheidung
lediglich die Frage , ob die Wahl eines Betriebsratsvorsitzen ^
eine öffentliche Wahl im Sinne von 8 408 StrGB . ser■ ,
Wahl des Betriebsrats sei nach Artikel 165 der RelchsveN .
surig zweifellos eine öffentliche Angelegenheit; denn bit
feit des Betriebsrats berühre ganz allgemein die Besannm ^essen der Arbeit« " " —- m -.»- i ->n«räte
berufen , an der < ? Mwirken . Ihre Stellung dernhe ans öffenrnchem mea« '

Jn,Tätigkeit sowie die ihres Vorsitzenden fei demnach em
liches Amt
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